
Was macht die DKP Hattingen 2013? 
Klassenkampf!

Jahreshauptversammlung der DKP-Kreisorganisation Hattingen

Die anwesenden Mitglieder der Jahres-
hauptversammlung der DKP-Kreisor-
ganisation Hattingen haben sich für 
Teamarbeit entschieden. Statt eines 
Vorsitzenden/einer Vorsitzenden wur-
de ein Sprecherrat gewählt, der zukünf-
tig die Leitung und Organisation der 
DKP in Hattingen übernimmt. Aller-
dings ist diese Form der Leitung bereits 
in der Vergangenheit erprobt und hat 
sich bewährt. Gewählt bzw. im Amt be-
stätigt wurden Dieter Zänger, Richard 
Bregar und Peter Borchers.
Neben den organisatorischen Tages-
ordnungspunkten wie den Wahlen wur-
den insbesondere die zukünftigen Vor-
haben diskutiert und geplant. Schwer-
punkte für 2013 sind:
H Unterstützung der Arbeit der Stadt-
verordneten für die Partei „Die Linke“ 
in den Stadträten von Hattingen und 
Sprockhövel
H Bildungsarbeit und Aktionen zu 
Themen wie Rentendebatte und Al-
tersarmut, Jugendarbeitslosigkeit und 
Ausbildungssituation vor Ort
H Unterstützung betrieblicher/gewerk-
schaftlicher Aktivitäten, die für Verbes-

serung der Arbeitsbedingungen stehen, 
unter anderem gegen Leiharbeit und 
prekäre Beschäftigung kämpfen
H Inhaltliche und organisatorische 
Vorbereitungen zu den Kommunal-
wahlen 2014
Die DKP Hattingen positioniert sich 
bei diesen Arbeitsvorhaben als eigen-
ständige, politische Kraft und setzt 
Grenzen, die nicht überschritten wer-
den dürfen.
Die Genossinnen und Genossen der 
DKP sind sich einig: Die von einem 
unverschämt gierigen System drangsa-
lierten und weiter verarmenden Bürger 
der hochverschuldeten Kommune Hat-
tingen müssen im Widerstand unter-
stützt werden. Dafür ist eine vierzehn-
tägige Montagsrunde, jeweils in der 
geraden Kalenderwoche, ab 18.30 Uhr 
eingerichtet. Treffpunkt ist das Stadt-
verwaltungsgebäude am Markt im Hat-
tinger Stadtteil Welper. GenossInnen 
der DKP sowie zwei Stadtverordnete 
aus Hattingen und Sprockhövel infor-
mieren und diskutieren mit interessier-
ten BürgerInnen.
� DKP Hattingen

Die DKP-Kreisorganisation Hattingen setzt auf Teamarbeit: Als Sprecherrat 
wurden gewählt Dieter Zänger, Richard Bregar, Peter Borchers (v. l. n. r.)

Sozialmeile in Erlangen

Zahlreiche Organisationen und Gewerkschaften, die im Sozialen Ratschlag in 
Erlangen vertreten sind, haben am vergangenen Samstag, 27.10.2012 eine Soziale 
Protestmeile in der Innenstadt Erlangens durchgeführt. Am Ende des Aktions-
tages versammelten sich OrganisationsvertreterInnen mit eigenen, von ihrer 
jeweiligen Organisation, gestalteten Plakaten zu einem gemeinsamen Plakat-
protest. Die DKP Erlangen trat dabei mit der Forderung „Ausbildungsplätze statt 
Kriegseinsätze“ auf.

Wismar bietet Faschisten die Stirn
Trotz massiver Polizeigewalt konnte der Naziaufmarsch verkürzt werden

Über 700 Menschen protestierten 
vergangenen Samstag gegen einen 
Aufmarsch der „Jungen Nationalde-
mokraten“ (JN) im nordwestmeck-
lenburgischen Wismar. Die JN ist die 
Jugendorganisation der faschistischen 
NPD, welche im Landtag von Meck-
lenburg-Vorpommern 6 Mandate hat. 
Mit einer Demonstration und mehre-
ren Sitzblockaden wurde eine massive 
Verkürzung der Naziroute erzwungen. 
Im Vorfeld bereits gründete sich das 
Bündnis „Kein leben ohne Freiheit – 
JN und NPD bekämpfen“, bestehend 
aus diversen antifaschistischen Grup-
pen aus Mecklenburg-Vorpommern. 
Hinzu kam noch das Bündnis „Wismar 
Nazifrei“ hinzu, welches vor allem von 
Jugendverbänden getragen wird.
Leider wurde es seitens der Bündnis-
se nicht geschafft, eine Blockade der 
Nazi-Demo zu organisieren. Lediglich 
eine Demonstration durch ein men-
schenleeres Gewerbegebiet mit an-
schließendem, obligatorischen „De-
mokratiefest“ wurde genehmigt – al-
les fernab der Nazidemonstration. So 
wurde das Ziel des Bündnisses, nämlich 
den Aufmarsch in Sicht- und Rufweite 
zu stören, von Anfang an ad absurdum 
geführt. Vielen AntifaschistInnen war 
dieser rein symbolische Protest nicht 
genug und so wurde die Demonstra-
tion kurzerhand abgekürzt und einige 
Hundert bewegten sich in Richtung In-
nenstadt.

Schlagstöcke, Tritte und Würgegriffe
Dort versuchte die Polizei mit allen 
Mitteln den öffentlichkeitswirksamen 
Protest zu verhindern. Trotzdem gelang 
es rund hundert Menschen mehrere 
Sitzblockaden zu bilden. Auch hier fiel 

die Polizei durch einen brutalen und un-
verhältnismäßigen Einsatz auf. Obwohl 
die Blockaden friedlich waren, mussten 
drei Menschen nach Misshandlungen 
der Polizei ins Krankenhaus eingelie-
fert werden. Einer Person wurde, ob-
wohl sie schon am Boden lag, so stark 
ins Gesicht getreten, dass sie mehrere 
Stunden bewusstlos war und stationär 
behandelt werden musste. Auch von 
verbotenen Würgegriffen wurde be-
richtet, Pressearbeit wurde massiv be-
hindert, Dienstnummern nicht heraus 
gegeben. Es kam massenhaft zu Anzei-
gen und zu 127 Verhaftungen.
Hieran zeigt sich wieder wie wichtig 
einerseits breite Bündnisse und ande-
rerseits konsequente antifaschistische 
Kräfte in diesen Bündnissen sind. Da-
durch, dass es nicht geschafft wurde mit 
allen demokratischen Kräften zu Blo-
ckaden zu mobilisieren, wurde der Pro-
test enorm erschwert. Während SPD, 
„Die Linke“ und Grüne ihren Protest 
auf dem „Demokratiefest“ feierten, 

waren es zumeist parteilose Jugendli-
che in den Sitzblockaden, die den Fa-
schisten die Stirn geboten und ihren 
Aufmarsch damit zur Verkürzung ge-
zwungen haben. Bedingt durch die feh-
lende Aktionseinheit fällt es der Polizei 
und Justiz leicht den Protest in „gut“ 
und „böse“ zu stigmatisieren und das 
Vorgehen der Polizeitruppen zu recht-
fertigen.
Unterm Strich war es jedoch ein erfolg-
reicher Protest. 700 Menschen auf der 
Straße gegen Nazis und dazu mehrere 
Blockaden, das ist für die mecklenbur-
gischen Verhältnisse etwas Besonderes. 
Auch das Zeichen an die knapp 300 Fa-
schisten, dass sie nämlich nicht überall 
ohne Probleme demonstrieren können, 
ist wertvoll. Allerdings war der Preis 
dafür hoch und es zeigt sich, wie wichtig 
unsere Arbeit als KommunistInnen in 
antifaschistischen Bündnissen ist und, 
dass sie in Mecklenburg-Vorpommern 
in Zukunft noch intensiver stattfinden 
muss.� TB

Kampf gegen Berufsverbote – 
Kampf für Demokratie

Konferenz in Köln: Neue Ansätze und neues Engagement

Am 20.  Oktober fand in Köln 
eine Konferenz der Initiative 
„40 Jahre Radikalenerlass“ statt. 

Vor dem Hintergrund der nahezu täg-
lichen Skandale des Inlandgeheim-
dienstes (sog. „Verfassungsschutz“) 
arbeitete die Konferenz heraus: Die 
Berufsverbote und die Schnüffelpraxis 
des Dienstes haben nichts an Aktuali-
tät verloren. Die Konferenzteilnehmer 
waren sich aber einig, dass die Zusam-
menhänge wieder offensiver vermit-
telt werden müssen, damit „das nicht 
solche alten Geschichten bleiben“, wie 
Klaus Lipps (Baden-Baden) von der 
Initiative betonte.
Zur historischen Einschätzung des In-
landgeheimdienstes und seiner Füh-
rung wurde an die Einbindung alter 
Nazis in den Dienst erinnert. Hubert 
Schrübbers war 1955 der erste Präsi-
dent dieses Geheimdienstes. Der Ju-
rist war Mitglied des SA-Sturms Müns-
ter und unter den Nazis Staatsanwalt 
und schließlich Oberstaatsanwalt beim 
Oberlandesgericht (OLG) Hamm. Er 
klagte rassisch und politisch Verfolg-
te an. Die Jüdin Anna Neubeck starb 
im KZ Auschwitz. Seine Karriere setz-
te er nach dem Krieg fort: Bundes-
anwalt am Bundesgerichtshof, Gene-
ralstaatsanwalt am OLG Düsseldorf. 
Am 1. August 1955 wurde der Altna-
zi dann Präsident des „Bundesamtes 
für Verfassungsschutz“. Auf der Seite 
der Rechtsprechung gab es zum Bei-
spiel Willi Geiger, 27 (sic!) Jahre lang 
Richter am Bundesverfassungsgericht. 
Im Faschismus war Geiger Jurist beim 
Sondergericht Bamberg. Er wirkte an 
mehreren Todesurteilen mit.

„Verfassungsschutz“?
Übereinstimmend wurde in der Kon-
ferenz festgestellt, dass der Inlandge-
heimdienst, der unter der irreführen-
den Bezeichnung „Verfassungsschutz“ 
firmiere, sich über Jahre verbergen und 
mit einem demokratischen Mäntelchen 
tarnen konnte. Nach der geheimdienst-
lichen Vorbereitung des KPD-Verbo-
tes gerieten seine Machenschaften im 

großen Stil bei der Bespitzelung von 
Millionen Bundesbürgern und bei der 
Vorbereitung der Berufsverbote ins 
Scheinwerferlicht. Die Gerichte grif-
fen nahezu ohne Ausnahme auf die 
Spitzelergebnisse des Geheimdiens-
tes zurück, ohne die Spitzel jemals als 
Zeugen zu benennen. Die Observie-
rung der Friedensbewegung sowie die 
fehlende Beobachtung und gleichzeiti-
ge Bezahlung von Neonazis bilden das 
vorläufige Ende der Skandal-Chronik. 
Die Schlussfolgerung auch dieser Kon-
ferenz war eindeutig: Dieser Geheim-
dienst gehört aufgelöst.
Übereinstimmung gab es bei den Teil-
nehmern aus fast allen Bundesländern 
der alten BRD darin, dass das Thema 
„Berufsverbot“ nicht mehr isoliert po-
litisch in seiner historischen Dimensi-

on betrachtet werden dürfe. Erinnert 
wurde an den aktuellen und mehrfach 
modifizierten Einstellungsfragebogen 
in Bayern, bei dem Kandidaten für den 
öffentlichen Dienst angeben sollen, wo 
sie sich organisieren – eine Steilvorla-
ge für den Geheimdienst, die mit Angst 
und Duckmäusertum verbunden ist.
Die widersprüchliche Bewertung der 
„Erkenntnisse“ des Geheimdienstes 
durch die Gerichte machte deutlich, 
dass er nicht immer in vollem Umfang 
Herr der Lage ist. So wurde die Gesin-
nungsprognose zur Verfassungskonfor-
mität eines Bewerbers davon abhän-
gig gemacht, ob er sich als Beamter 
oder Angestellter bewarb. In Bremen 
(„Rot“-Grün regiert) wurde mit dem 
Koalitionsvertrag vom 10.11.2011 be-
schlossen, dass das bisherige Vorge-
hen eingestellt werden muss und sogar 
eine ideelle Entschädigung angedacht 
ist. Umgekehrt wurde festgestellt, dass 
in Baden-Württemberg der grüne Mi-
nisterpräsident Winfried Kretschmann 
Bürger durch den Geheimdienst bis ins 
hohe Alter bespitzeln lässt, obwohl er 
1975 selber von der Praxis der Berufs-
verbote betroffen war. Kretschmann 
hatte als Student an der Uni Hohen-

heim zum Studentenkonvent kandi-
diert – nach seinen eigenen Angaben 
1972 für die Sympathisantengruppe 
Hohenheim der Kommunistischen 
Studentengruppen/Marxisten-Leni-
nisten (KSG/ML) und 1973 auf einer 
Plattform des Sozialistischen Zentrums 
(SZ), der Kommunistischen Hoch-
schulgruppe (KHG).

Widerstand formiert sich
Parlamentarische Bewegung gab es ak-
tuell nicht nur in Bremen. Im Bundes-
tag gab es eine Initiative der Partei „Die 
Linke“. Die Grünen haben eine An-
frage angekündigt. In Niedersachsen 
kommt ein Antrag in der Woche vom 
7.–11. November ins Landesparlament. 
Sogar der Stadtrat und ein Bezirksrat 
haben sich in Hannover mit großer 

Mehrheit gegen 
die Berufsver-
bote ausgespro-
chen. In NRW 
hat es Vorge-
spräche zwi-
schen dem In-
nenpolitischen 
Sprecher der 
SPD-Fraktion 
und der GEW-
NRW gegeben. 
MdB Katja 
Dörner (Bünd-
nis 90/Grüne) 
kündigte einen 
Brief an Minis-
terpräsidentin 

Hannelore Kraft (SPD) an.
Rechtsanwalt Alfred Bongard, Köln, 
zeigte auf, dass die augenblickliche Si-
tuation nicht „alternativlos“ sei. Wenn 
verschiedene Politiker sich aus der Ver-
antwortung zögen mit dem Hinweis, sie 
könnten nicht in die Rechtsprechung 
der Gerichte eingreifen, dann sei dies 
eine Ausflucht. Durch neue Gesetze 
könne alte Rechtsprechung aufgeho-
ben werden. Auf diese Weise wurden 
Todesurteile aus der NS-Zeit für ungül-
tig erklärt – wenn auch erst nach mehr 
als 50 Jahren. Homosexuelle wurden 
rehabilitiert. Urteile gegen Deserteu-
re der Nazi-Wehrmacht wurden aufge-
hoben – wenn auch erst im Jahr 2002. 
Genauso könne der rechtliche Rahmen 
zu den Berufsverboten verändert wer-
den  – einschließlich Rehabilitierung 
und Entschädigung für die Opfer.
Die Teilnehmer der Konferenz sam-
melten rund 50 Themen, mit denen 
sie regional und überregional arbei-
tend aktiv werden wollen. Nicht nur 
der Bundespräsident wird in absehba-
rer Zeit Post bekommen. Die nächste 
Konferenz wird es Ende Mai 2013 in 
Hannover geben. Dann steht die Bun-
destagswahl bevor. � Uwe Koopmann
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